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Einleitung 

Guido Westerwelle hat mit seinen Äußerungen nach dem Hartz-IV-Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts eine öffentliche Debatte über Gerechtigkeitsvorstellungen 

im Niedriglohnbereich angestoßen. Die Hauptforderung Westerwelles ist, dass 

„Leistung sich lohnen muss. Und wer arbeitet, muss mehr haben als derjenige, der nicht 

arbeitet.“ Doch insbesondere für gering Qualifizierte lohnt es sich häufig nicht, einer 

regulären Vollzeittätigkeit nachzugehen, weil die Löhne für einfache Arbeit kaum 

höher sind als das, was man ohne großen Aufwand vom Staat bekommt, wenn man gar 

nicht arbeitet. Die hohe Transferentzugsrate und der geringe Lohnabstand reduzieren 

das Arbeitsangebot, da Unternehmen produktivitätsorientierte Löhne zahlen. Die 

Löhne, die ein Arbeitgeber zahlen müsste, damit sich einfache Arbeit für die 

Betroffenen rechnen würde, stehen häufig in keinem vernünftigen Verhältnis zum 

Marktwert der erbrachten Leistung. Gleichzeitig wird zusätzlich erzieltes 

Erwerbseinkommen nach den geltenden Hinzuverdienstregelungen nahezu vollständig 

auf die Grundsicherung angerechnet. Als Konsequenz gibt es keine Arbeitsplätze für 

Personen, deren Lohn bzw. Produktivität geringer als das Grundsicherungsniveau 

(zuzüglich Arbeitsleid) ist. 

Auf diese Weise trägt der gegenwärtige Sozialstaat aktiv und in großem Umfang zur 

dauerhaften Abhängigkeit der Betroffenen von staatlichen Transfers bei. Dabei wäre es 

für einen Großteil der Betroffenen möglich, die Existenzsicherung aus eigener Kraft zu 

bewältigen und ein Einkommen oberhalb des Grundsicherungsniveaus zu erzielen. Die 

Arbeit dafür ist vorhanden (Zimmermann et al., 2009). Die Grundsicherung sorgt 

jedoch für einen impliziten Mindestlohn, der deutlich über dem Niveau der 

Grundsicherung liegt, weil die Betroffenen – ökonomisch völlig rational – das mit 

Arbeit erzielbare Zusatzeinkommen mit dem dafür erforderlichen Arbeitsaufwand 

bewerten. Dadurch lohnt sich die Aufnahme einer regulären Erwerbstätigkeit – wenn 

überhaupt – vor allem in Form von Minijobs und Teilzeitbeschäftigung. Dies erklärt 

den enormen Anstieg der sogenannten Aufstocker seit der Einführung von Hartz IV.  

Bei einem Bruttostundenlohn von 8 € erbringt eine Vollzeitbeschäftigung für einen 

Alleinstehenden am Ende des Monats nur etwa 330 € netto mehr als das 
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Arbeitslosengeld II. Gemessen an den Anstrengungen für etwa 160 Stunden Arbeit im 

Monat entspricht das einem effektiven Stundenlohn von 2 €. Würde die gleiche Person 

diese Tätigkeit im Rahmen eines Minijobs ausüben, käme sie mit einer 

Wochenarbeitszeit von 11 Stunden schon auf ein verfügbares Einkommen, das um 160 € 

über dem Einkommen läge, das ihr auch ohne Arbeit zusteht. Der Wechsel von einem 

Minijob auf eine Vollzeitstelle ist dagegen ziemlich unattraktiv. Um am Ende des 

Monats 170 € mehr in der Tasche zu haben als im Minijob, müsste die Person fast 120 

Stunden im Monat zusätzlich arbeiten und das zu einem effektiven Stundenlohn von 

1,50 €. Dass Menschen dies als unwürdig ablehnen, muss niemanden verwundern. Als 

Konsequenz sind die Deutschen Weltmeister im Do-it-yourself und Schwarzarbeit ist 

auf dem Vormarsch (Schneider, F. 2006).  

Die richtigen Erwerbsanreize setzen 

Sofern es mit vertretbarem Aufwand möglich ist, kann und sollte man durch die 

Verbesserung der individuellen Qualifikation dafür sorgen, dass Menschen leichter 

über die vom sozialen Sicherungssystem implizit eingezogene Mindestlohnhürde 

kommen. Wo dies nicht realisierbar ist, müssen allerdings andere Regeln greifen als 

heute. Dabei sind mehrere Ziele gleichzeitig im Auge zu behalten: Einfache Arbeit muss 

sich lohnen, die Lösung muss finanzierbar sein und sie muss gesellschaftlich akzeptabel 

– also sozial gerecht –  sein.  

Damit sich Arbeit lohnt, müssen Aufwand und Ertrag in einem vernünftigen Verhältnis 

stehen. Um dem Problem zu geringer Erwerbsanreize für gering Qualifizierte zu 

begegnen, werden immer wieder Kombilöhne in den verschiedensten Variationen in 

die Diskussion eingebracht. Ausgangspunkt der Kombilohndiskussion ist die Diagnose, 

dass niedrig qualifizierte Arbeitnehmer, wenn sie überhaupt Arbeitsplätze finden, in 

vielen Fällen Einkommen erzielen, die nicht existenzsichernd sind oder Transfers an 

Arbeitslose kaum übersteigen. Durch die Aufstockung des Arbeitseinkommens durch 

ergänzende Transfers, sei es in Form einer Verringerung von Sozialversicherungs-

beiträgen, als Steuernachlass oder als direkter Lohnkostenzuschuss,  steigen die 

Anreize, Arbeit auch bei niedrigen Löhnen aufzunehmen. Die großzügigsten der 

bislang diskutierten Varianten bestehen im bedingungslosen Grundeinkommen etwa in 
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Form des Solidarischen Bürgergelds. Alle Versuche und Konzepte in diese Richtung 

sind bislang jedoch daran gescheitert, dass schon bei geringen finanziellen Anreizen 

gewaltige Kosten für den Sozialstaat entstehen. Der Grund dafür besteht darin, dass 

Kombilöhne nicht nur auf diejenigen wirken, die arbeitslos sind, sondern auch auf 

diejenigen, die bereits zu niedrigen Löhnen erwerbstätig sind. Für Letztere entsteht bei 

der Einführung von Kombilöhnen ein Anreiz, die Erwerbstätigkeit zu reduzieren. Da 

diese Gruppe zahlenmäßig weitaus größer ist als die eigentliche Zielgruppe, sind die 

resultierenden Kosten durch Ausfälle bei Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen 

erheblich (Fuest/Peichl 2008).  

Eine andere Möglichkeit zur Lösung des Problems bestünde grundsätzlich in der 

Absenkung der Grundsicherungsansprüche. Im Extremfall würden die Betroffenen 

damit gezwungen, jeden Job anzunehmen, der sich ihnen bietet. Das würde zwar 

einerseits den größtmöglichen Beschäftigungseffekt hervorrufen, würde andererseits 

aber trotzdem nicht gewährleisten, dass im Einzelfall ein existenzsicherndes 

Einkommen erzielt werden kann. Abgesehen davon dürften die politischen 

Widerstände, die eine solche Strategie hervorrufen würde, kaum zu überwinden sein. 

Das lässt sich sehr deutlich an den politischen Reaktionen ablesen, die beispielsweise 

das ifo-Institut und der Sachverständigenrat ausgelöst haben, als sie entsprechende 

Vorschläge in die Diskussion eingebracht haben (Sinn et al. 2006; Sachverständigenrat 

2006). Insofern lohnt es sich nicht, allzu viele Gedanken auf eine solche Option zu 

verwenden. 

Workfare: Soziale Sicherung auf Gegenseitigkeit 

Eine wirksame Lösung des Problems besteht in der Umsetzung des Workfare-Prinzips, 

das auf dem Grundsatz von Leistung und Gegenleistung beruht. Diese besteht darin, 

Bezug von Sozialleistungen an eine Pflicht zur Gegenleistung in Form von Arbeit im 

weitesten Sinne zu koppeln. Sozialleistungen müssen gleichsam verdient werden. 

Durch dieses Prinzip erhöht sich die Bereitschaft zu niedrig entlohnten Tätigkeiten 

radikal. Arbeit als Gegenleistung ist dabei als Metapher für eine generelle Aktivierung 

zu verstehen. Die Gegenleistung kann in der Praxis neben sozial nützlicher Tätigkeit 

auch in einer Weiterbildung oder in verstärkten Bewerbungsaktivitäten bestehen. Die 
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vorliegenden praktischen Erfahrungen zeigen, dass Arbeit im engeren Sinne tatsächlich 

erst am Ende einer längeren Aktivierungskette stehen sollte (vgl. Eichhorst/Schneider 

2008). 

Die Pflicht zur Gegenleistung sorgt auf effiziente Weise dafür, dass die Erwerbsanreize 

im Niedriglohnbereich steigen, ohne das Niveau der Grundsicherung absenken zu 

müssen. Weil Arbeit im weitesten Sinn zur Voraussetzung für den Bezug der Grund-

sicherungsleistung wird, fällt für die Erzielung eines höheren Einkommens durch 

Erwerbsarbeit kein zusätzlicher Aufwand an. Darüber hinaus macht Workfare den 

Einstieg in die Vollzeittätigkeit attraktiv.  

Ein willkommener Nebeneffekt von Workfare ist, dass den Hilfeempfängern durch die 

Verpflichtung auf sozial nützliche Tätigkeiten die Möglichkeit zur Schwarzarbeit 

genommen wird. Der wichtigste Vorteil ist jedoch, dass eine deutliche Entlastung der 

Sozialkassen erreicht wird, ohne das Niveau der sozialen Grundsicherung für 

erwerbsfähige Hilfeempfänger, die zur Aufnahme einer sozial nützlichen Tätigkeit 

bereit sind, anzutasten. Das Workfare-Prinzip stellt das heutige Niveau der 

Grundsicherung ausdrücklich nicht in Frage, sondern leistet einen Beitrag zu seinem 

Fortbestand durch Konzentration auf die tatsächlich Bedürftigen. Für diesen 

Personenkreis könnte die Sicherung damit sogar großzügiger ausgestaltet werden als 

bislang. 

Simulationsrechnungen zur Wirkung des Workfare-Konzepts mit Hilfe eines 

empirischen Arbeitsangebotsmodells ergeben für Deutschland einen potenziellen 

Anstieg der Erwerbsbeteiligung um über eine Million Personen (Bonin et al. 2008; 

Fuest/Peichl, 2008; Rinne 2009). Auch in fiskalischer Hinsicht sind die Ergebnisse 

eindrucksvoll. Durch Einsparungen bei den Ausgaben für die Grundsicherung und 

Einnahmen in Form von Steuern und Sozialabgaben würden den öffentlichen 

Haushalten mehr als 25 Mrd. € jährlich zufließen. Dies würde erheblichen Spielraum 

für Investitionen in Bildung und Innovationen schaffen. Workfare ist deshalb mehr als 

nur ein sozialpolitisches Instrument. Workfare ermöglicht einen bedeutsamen Beitrag 

zur Wachstumspolitik. 

Soziale Gerechtigkeit 
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Über das, was soziale Gerechtigkeit im Allgemeinen und Leistungsgerechtigkeit im 

Besonderen ist, herrschen höchst unterschiedliche Vorstellungen. Was Menschen als 

sozial gerecht empfinden, hängt nicht unwesentlich von ihrer eigenen 

Wohlfahrtsposition ab. Gesellschaftlicher Konsens auf der Grundlage des Status quo ist 

dadurch praktisch ausgeschlossen. Jeder Eingriff in die gesellschaftliche Ordnung 

erzeugt – gemessen am Status quo –  zwangsläufig Gewinner und Verlierer, was einen 

gesellschaftlichen Konsens sowohl auf der Grundlage der real verteilten 

Wohlfahrtspositionen als auch im Hinblick auf Veränderungen praktisch ausschließt. 

Um diesem Dilemma zu entgehen, hat der Sozialphilosoph John Rawls (1975) ein 

wegweisendes Konzept entwickelt, das auf der Fiktion des Schleiers der Ungewissheit 

beruht. Die Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit im Konsens bedeutet demnach die 

Einigung auf einen Gesellschaftsvertrag, auf den sich die Gesellschaftsmitglieder 

verständigen würden, wenn sie noch nicht wüssten, welches Schicksal ihnen im wahren 

Leben bevorsteht, also welche Position sie im Hinblick auf zentrale Lebensbereiche wie 

Gesundheit, Begabung und Wohlstand künftig einmal einnehmen werden. 

Soziale Gerechtigkeit in diesem Sinne ist nicht gleichbedeutend mit Gleichheit im 

Ergebnis. Ungleichheit ist vielmehr legitim, solange Chancengleichheit erhalten bleibt 

und diese Ungleichheit den sozial am schlechtesten Gestellten den relativ größten 

Vorteil erbringt. Einer Gesellschaft, die auf Gleichheit im Ergebnis ausgerichtet ist, fehlt 

es an Leistungsansporn und damit einer fundamentalen Voraussetzung für Wachstum 

und Wohlstand. Sie ist ungerecht, weil es den am schlechtesten Gestellten in ihr 

schlechter geht als in einer leistungsorientierten Gesellschaft. Ungleichheit ist somit 

nicht per se verwerflich. 

Workfare und soziale Gerechtigkeit 

Workfare ist sozial gerecht. Das Prinzip von Leistung und Gegenleistung sorgt dafür, 

dass sich die Inanspruchnahme von Leistungen der Grundsicherung auf diejenigen 

beschränkt, die tatsächlich bedürftig sind. Das Konzept steht im Einklang mit 

zahlreichen Forschungsergebnissen der modernen experimentellen Ökonomie, die 

darauf verweisen, dass die meisten Menschen in Kategorien der Reziprozität denken 

und empfinden. Sie erleben unkooperatives Verhalten als unfair, kooperatives 
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Verhalten dagegen als fair. Sie sind bereit, unfaires Verhalten zu sanktionieren und 

faires Verhalten zu belohnen, selbst wenn dies mit Kosten für sie verbunden ist. 

Im realen Leben dürfte es vielen Menschen schwer fallen, von ihrer wahren Situation zu 

abstrahieren und sich gedanklich hinter den Schleier der Ungewissheit zu versetzen. Im 

Laborexperiment lässt sich eine solche Situation jedoch mühelos erzeugen und liefert 

damit wertvolle Erkenntnisse über „objektive“ oder nicht von eigenen Interessen 

beeinflussten Gerechtigkeitsvorstellungen. 

Zu diesem Zweck haben Falk/Huffman (2007) ein entsprechendes Experiment 

durchgeführt. Darin wurden die Teilnehmer mit folgender Situation konfrontiert: 

Grundsätzlich sollten sie eine Arbeitsleistung erbringen, die darin bestand, auf Blättern, 

die aus Nullen und Einsen bestanden, die Zahl der Nullen zu zählen. Für die richtige 

Bearbeitung von 10 Blättern wurde ein „Lohn“ von 6 € vereinbart. Bevor die 

Teilnehmer beginnen konnten, wurden sie in Dreiergruppen zusammengefasst. Den 

Gruppen wurde dann zunächst eröffnet, dass ein Mitglied der Gruppe vor Beginn der 

Arbeit per Zufall als „arbeitslos“ ausgelost werden würde. Dieses Mitglied müsse von 

den beiden anderen alimentiert werden. Die Alimentierung bestünde darin, dass die 

„Arbeiter“ jeweils 2 € ihres Einkommens an das arbeitslose Mitglied abführen müssten. 

Alle würden dann das Experiment mit einem Einkommen von 4 € verlassen. 

Anschließend wurde die Gruppe vor die Wahl gestellt, zwischen zwei 

„Sozialsystemen“ zu wählen. Im „Sozialhilfesystem“ würde das Mitglied, das sich für 

Arbeitslosigkeit entschied, das Experiment sofort mit einem Einkommen von 4 € 

verlassen können. Im „Workfare-System“ würde sie dagegen eine Gegenleistung in 

Form von vier korrekt bearbeiteten Arbeitsblättern erbringen müssen, bevor sie ihr 

Einkommen ausgezahlt bekommt.  

Die Gruppe musste sich also für ein soziales Sicherungssystem entscheiden, bevor die 

einzelnen Mitglieder wussten, welche Rolle sie im Experiment einnehmen würden. Die 

Simulation des Rawlschen Schleiers der Ungewissheit machte vom 

Einkommensstandpunkt aus betrachtet keinerlei Unterschied, ob man sich im 

Sozialhilfe- oder im Workfare-System befand. Die im Workfare-System von dem 

Arbeitslosen verlangte Gegenleistung hatte im Vergleich zum Sozialhilfesystem 
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keinerlei materiellen Vorteil für die „Beitragszahler“. Das Workfare-System unterschied 

sich vom Sozialhilfesystem lediglich darin, dass dem Arbeitslosen eine scheinbar 

nutzlose Zumutung aufgebürdet wurde. 

Umso erstaunlicher ist das Resultat, dass sich mit 84% eine überwältigende Mehrheit 

der befragten Teilnehmer für das Workfare-System entschied. Erstaunlich ist dies auch 

deshalb, weil sich in der Realität zumindest bislang wohl kaum eine Mehrheit der 

Gesellschaft für die Einführung des Workfare-Prinzips in der Grundsicherung 

aussprechen würde.  

Die Teilnehmer wurden abschließend zu ihren Motiven für ihre Entscheidung befragt. 

Bezeichnenderweise führten die meisten von ihnen Gerechtigkeits- oder 

Fairnessgründe an. Das Experiment zeigt damit interessante Perspektiven für eine 

möglichst objektive Definition von sozialer Gerechtigkeit auf. Umverteilung zugunsten 

der Schwächsten der Gesellschaft ist nur dann sozial gerecht, wenn sie den Ansporn 

zur Wahrnehmung der eigenen Verantwortung gegenüber der Solidargemeinschaft 

nicht zerstört. Darüber hinaus zeigt das Experiment auf, worin die Aufgabe 

verantwortungsvoller Sozialpolitik bestehen muss, nämlich in der Überzeugungsarbeit 

zugunsten eines nachhaltigen Gesellschaftsmodells. 

 

Fazit 

Ökonomische Effizienz und soziale Gerechtigkeit stehen nicht im Widerspruch 

zueinander. Soziale Gerechtigkeit bedeutet in allererster Linie Chancengleichheit. Dies 

wiederum bedeutet, dass Menschen aufgrund sozialer Herkunft, Religion, ethnischer 

Zugehörigkeit oder Geschlecht weder an ihrer Entfaltung gehindert werden dürfen, 

noch Privilegien für sich beanspruchen können. Dass es dabei eine soziale 

Mindestsicherung geben muss, ist nicht nur sozial gerecht, sondern auch ökonomisch 

effizient. Ohne die Absicherung gegen gewisse Lebensrisiken unterbleiben 

gesamtwirtschaftlich sinnvolle, aber individuell riskante bzw. unsichere Investitionen, 

z.B. in Humankapital. Erst eine Versicherung für den Fall des Scheiterns führt dazu, 

dass Menschen das Risiko der Investition auf sich nehmen.  
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Workfare ist sozial gerecht. Durch das Prinzip von Leistung und Gegenleistung wird 

dafür gesorgt, dass sich die Inanspruchnahme von Leistungen der Grundsicherung auf 

diejenigen beschränkt, die tatsächlich bedürftig sind. Dass in der öffentlichen 

Diskussion um Workfare häufig anders argumentiert wird, dürfte aber nicht nur etwas 

mit persönlicher Betroffenheit zu tun haben, sondern auch mit der Intransparenz der 

Zahlungsströme und damit der externen Effekte. Nicht zuletzt spielen hier auch 

sachfremde Interessen eine gewichtige Rolle. Insbesondere von gewerkschaftlicher Seite 

wird das Workfare-Konzept abgelehnt, weil ein allgemeiner Anstieg des Drucks auf die 

Löhne befürchtet wird. Es muss jedoch die Frage erlaubt sein, wieso es schlimmer ist, 

wenn Menschen zu niedrigen Löhnen arbeiten als wenn sie überhaupt nicht arbeiten? 

Dass ein gerechtes Sicherungssystem zu einer massiven Entlastung der 

Arbeitseinkommen von Lohnnebenkosten führen würde, weil aus Leistungsbeziehern 

wieder Steuer- und Beitragszahler würden, wird an dieser Stelle leider allzu häufig 

übersehen. Hier besteht nach wie vor ein massives Vermittlungsproblem, dessen sich 

vor allem die Politik endlich annehmen sollte. 

Das Prinzip von Leistung und Gegenleistung gilt jedoch nicht nur für das untere Ende 

der Einkommensverteilung. Dass es am anderen Ende der Einkommensskala 

Auswüchse bei Managergehältern und Bonuszahlungen gibt, ist unbestritten. Dies ist 

aber kein Argument dafür, an den Fehlanreizen im sozialen Sicherungssystem 

festzuhalten. Völlig naiv aber wäre es, die Fehlkonstruktionen im sozialen 

Sicherungssystem durch eine Steigerung der Abgabenbelastung von Großverdienern 

kompensieren zu wollen. Ein löchriger Tank wird auch nicht dadurch dicht, dass man 

ständig Flüssigkeit nachfüllt. Probleme sollten dort gelöst werden, wo sie entstehen. 

Unrecht lässt sich nicht mit Unrecht rechtfertigen. 
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